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Wie soll es mit der Presse weitergehen?
Am13. Februar wird über dasMedienpaket zur Unterstützung der SchweizerMedien abgestimmt.

Othmar Reichmuth und PetraGössi legen ihre Pro- undContra-Standpunkte dar.

Pro: «Für mich ist das Paket
der richtige Weg»
Mit Othmar Reichmuth sprach
Jürg Auf derMaur

Sie sind fürdasMedien-
paket. IhrePartei,DieMitte,
hat ganzknappdieNein-
Parolebeschlossen.Was
bedeutet das für Sie?
Ausmeiner Sicht ist esnatürlich
schade, dass die Partei so ent-
schieden hat. Ich habe mich im
Ständerat mit Überzeugung für
dasMedienpaket eingesetzt. Ich
werde deswegen meine Mei-
nung nicht ändern. Fürmich ist
das Paket der richtigeWeg.

Weshalb?
Eine breite, aktive, aber auch lo-
kaleMedienlandschaft istwichtig.
Esbraucht jedochUnterstützung,
dass wir diese Vielfalt, die wir
heute haben, bewahren können.
DieMedien leidendarunter, dass
jährlich über 1,5Milliarden Fran-
ken Werbegelder an die sozialen
Medien, also an n ausländische
Grosskonzerne, abwandern.

Kritisiertwird, dassdie
SchweizerGrossverlagevom
Paketmehrprofitierenals
diekleinerenVerlage.
Für mich ist wichtig, dass die
Medien so unabhängiger blei-
ben, als wenn sie von einzelnen
Eigentümern abhängen. Da ist
die Medienfreiheit extrem ge-
fährdet, nicht umgekehrt.

DieRede ist vonStaatsme-
dien,wenndieVorlage
angenommenwird.
Das sehe ich überhaupt nicht so.
Es gilt meiner Meinung nach
nicht einmal für die SRG, die
überwiegendgebührenfinanziert
ist.DengrösstenTeil ihrerKosten
müssen die Medien auch in Zu-
kunft selber aufbringen.Mit dem
GesetzwirdderbisherigeBeitrag
fürdiePrintzustellungerhöhtund
für den Onlineteil ein Sockelbei-
tragwährenddernächsten sieben
Jahre zugesprochen. Das ver-
schafft den einzelnen Medien

Zeit, sichandie verändertenVer-
hältnisse anzupassen.

Mindestensbei derOnline-
unterstützung ist dieFörde-
rungdirekter, nicht indirekt
wiebeimPrint.
Ja, bei onlinewäredieUnterstüt-
zung direkter. Ichwillmich aber
auch hier nicht verschliessen.
Mein persönlicher Medienkon-
sum ist heute schon weit über
50Prozent online.Es istwichtig,
dass wir auch in diesem Bereich
einen qualitativ guten Journalis-
mushaben.Deshalbbin ichauch
hier für eine Förderung.

Nochmals:Die grossen
VerlageerhaltendamitGeld,
welches sie garnichtnötig
haben.DieGeschäftsergeb-
nisse zeigendas.
Fürmich ist beiderOnlineförde-
rung die Degression wichtig. Es
wärenicht fair, dieGrossen aus-
zuklammern. Auch hier kostet
Journalismus. Ich will auch hier
Qualität undnichtKopierjourna-
lismus. Auch eine «NZZ», der

«Tagesanzeiger» und Co. müs-
senüberleben.Fürmichgilt des-
halb auch da: Mir ist eine staat-
licheBasisfinanzierung lieber als
die Abhängigkeit von einem
einzelnen grossenGeldgeber.

Wieweit sinddie abfliessen-
denWerbemittel für Sie ein
Thema?

Wirmüssendas leider zurKennt-
nis nehmen. Es ist zum Teil
selbstverschuldet, indemdieMe-
dienhäuser ihre Informationsan-
gebote online meist lange – oder
gar immer noch – gratis zur Ver-
fügung stellten.Andererseits fah-
renFirmen,Vereineaberauchdie
öffentliche Hand mit Inseraten
massiv zurück. Es braucht des-
halb einen Ausgleich, weil sonst
das Überleben vieler kleinerer
Titel nichtmehr garantiert ist.

Wersoll danndieBericht-
erstattung indenRegionen
nochgewährleisten?Das ist
dochaucheinBeitrag zur
direktenDemokratie?
DeshalbhatmichdieNein-Parole
meinerPartei überrascht.Gerade
wir im Kanton Schwyz und
Die-Mitte-Partei solltenes schät-
zen,dasswirnocheigenständige,
regionale Medien haben. Dank
diesenberichtenortskundigePer-
sonenüberdieAktivitäten inden
Gemeinden,denBezirkenund im
Kanton. Diese Berichterstattung
ist zentral für unsere Vereine, für
dieKultur- undSportanlässeund
schlussendlich fürunseredirekte
Demokratie. Das funktioniert
aber nur, wenn die Medien die
notwendigenRessourcen haben.
Fürmich ist das zentral.Wirwoh-
nen und leben hier vorOrt.

IhreGegner sagen, Siewür-
denStrukturerhaltung
betreiben?
WenndasStrukturerhaltung sein
soll, dann ist es halt so. Ich stehe
zumMedienpaket. Es ist eine In-
vestition in eine freie Medien-
landschaft und in die direkteDe-
mokratie. Der Staat unterstützt
mit Steuergeldern auch die Bil-
dung, die Kultur, die Landwirt-
schaft oder die Energiewende.
Das ist staatspolitischwichtigund
richtig.Dasgilt aber auchundge-
rade für die direkte Demokratie,
und damit diese funktioniert, ist
einevielfältige Medienlandschaft
von grösster Bedeutung.

Contra: «Da war für mich das
Fuder überladen»
Mit Petra Gössi sprach
Jürg Auf derMaur

Sie sindgegendasMedien-
gesetz.Weshalb?
Ichbin aus zweiGründengegen
das Paket: Erstens, weil vor al-
lem die grossen Medienhäuser
von den Subventionen profitie-
ren. Zweitens wegen der direk-
ten Subventionierung der On-
linemedien. Eine Verbilligung
der Frühzustellung oder eine
Förderung der Medienausbil-
dung hätte ich unterstützt. Als
aberdieOnlinemedienauch ins
Paket kamen, war für mich das
Fuder überladen, und ich habe
mich gegen die Vorlage ent-
schieden.

Warum?
Das Problem ist, dass die Me-
dien Geld direkt vom Staat be-
kommen. Das geht viel weiter
als die indirekte Medienförde-
rung, die ich unterstütze. Me-
dien sind die vierte Gewalt im
Staat. Als solchemüssen sie un-
abhängig berichten. Wo aber
Subventionenfliessen, bestehen
automatisch Abhängigkeiten.

DieAbhängigkeitwürde
zumProblem?
Ja klar, bei einerdirektenUnter-
stützung der Onlinemedien
sehe icheinProblem.Hingegen
sehe ich keinen Konflikt, wenn
wiebis anhindieFrühzustellung
unterstützt wird. Unabhängig-
keit ist ein wertvolles Gut. Wie
schnell ein Verlagshaus auf die
schiefeBahnkommenkann,ha-
ben die Aussagen von Rin-
gier-CEOMarcWalder gezeigt.
Der Vorfall brachte die Journa-
listen ziemlich indieBredouille.

AuchkleinereMedienmüs-
sendochaber ihrOnlinean-
gebot aufbauenkönnen?Das
könnensienurgutmachen,
wennsiemindestens zu
Beginnunterstütztwerden.
DeswegenwurdedasSystem

jaauch starkdegressiv auf-
gebaut.Dasheisst, dass auch
diekleinen soviel bekom-
men,dass sie ihrAngebot
aufbauenkönnen?
Diese Argumentation kann ich
nicht nachvollziehen. Erstens
müssen alle Unternehmen mit
der Zeit gehen und investieren.
Während der Pandemie muss-
ten vieleGeschäfte ihreAbsatz-
kanäle auf Onlinehandel um-

stellen, weil viel mehr übers
Internet eingekauft wurde. Da-
für bekamen die Unternehmen
auchkeineSubventionen.Zwei-
tens profitieren beim Medien-
gesetz vorallemdiegrossenVer-
lagshäuser, weil fast das ganze
Geldbei ihnen landet.DieGros-
sen haben letztes Jahr aber Ge-
winne geschrieben. Und das
Problem der kleinen Medien-
häuser wird damit nicht gelöst.

DerStaat stützt auchandere
Infrastrukturausgaben.
Medienförderung ist ein
Beitrag fürdiedirekteDemo-
kratie,wiedasGeld fürdie
Landwirtschaft oderdie
Sicherheit des Staates.
Das stimmt. Beim Massnah-
menpaket geht es aber umneue
Subventionen.Die bisherige in-
direkte Medienförderung wird
bei einemNeinnicht gestrichen.
Es bleibt einfach alles beim Al-
ten. Auch wenn man sagt, die
Unterstützungwerde invier Jah-

ren geprüft und gelte nur für
sieben Jahre: Ich sehe nicht ein,
weshalb bei denMedien ein an-
derer Massstab gelten soll als
sonst in derWirtschaft.

1,5 bis 2MilliardenWerbe-
frankengehenheute andie
sozialenMedienunddamit
andieGrosskonzerne in
Übersee.Das entziehtden
RegionalmediendenBoden.
DieseKonzerne leisten
weder fürdieRegionnoch
diedirekteDemokratie
hierzulandeetwas.
DieZahlen zeigeneindrücklich,
wie sichdieMediengewohnhei-
ten der Menschen ändern. Die
direkte Subventionierung von
Onlinemedien löst diesesProb-
lem aber nicht. Es kam in den
letzten Jahren trotz finanzieller
FörderungzumSterbenderMe-
dienvielfalt. Ich habe noch kei-
nen schlüssigen Beweis gese-
hen, dass mit dem Massnah-
menpaket die Entwicklung
anders werden könnte.

Wersichert danndie lokale
Berichterstattung,wenndie
Lokalpressenichtmehr
existiert?
Mir ist dieLokalpressevielwert.
Ich bezahle aber lieber für das
Abo mehr, als dass Steuergeld
eingesetzt wird.

Siekönnensichdas leisten.
DieMehrheitwohlnicht.
Mir sind gute und verlässliche
Informationen etwaswert, des-
halb bin ich auch bereit, dafür
etwas zu bezahlen. Ein Unter-
nehmenkann für seineProduk-
te aber nur das verlangen, was
der Markt hergibt. Es wurden
Fehler gemacht, alsZeitungsin-
halte gratis zur Verfügung ge-
stelltwurden.Daranhaben sich
viele gewöhnt. Es braucht ein
Umdenken, und man muss
Wege finden, wie man das
schafft. Aber das Medienpaket
ist der falscheWeg.

Ständerat Othmar Reichmuth (Die Mitte) und FDP-Nationalrätin Petra Gössi sind sich über die Wichtigkeit der Lokalmedien einig. Wie ihre Zukunft gesichert werden kann, wird gegensätzlich beurteilt.
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«Eine Investi-
tion ineine
freieMedien-
landschaft.»

«Mir istdie
Lokalpresse
vielwert.»


